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men annimmt. Der Aspekt der Identität des Kindes wird nur 
als gelegentliche Ausnahme behandelt (Ziff. 2 der Richtlinie). 
Bei außerhalb der Ehe geborenen Kindern sieht das Gesetz 
keine Einschränkung der Namensänderung vor. Die Meinung 
des Kindes selbst ist rechtlich nur relevant, wenn es bereits 
das 14. Lebensjahr vollendet hat.

Die künftige Regelung müßte zum Ausgangspunkt neh­
men, daß die Änderung des bei der Geburt oder der ihr fol­
genden Eheschließung der Eltern erworbenen Familiennamens 
der Eltern sowie jede weitere Änderung die Ausnahme bil­
det. In Übereinstimmung mit Art. 3 Ziff. 1 der Konvention 
dürfte eine Namensänderung nur zugelassen werden, wenn 
sie im Interesse des Kindes liegt. Ein solches Interesse wäre 
zu bejahen, wenn b e i d e  Elternteile darin übereinstimmen, 
den Namen zu ändern, und zwar unabhängig davon, ob sie 
miteinander verheiratet waren oder nicht. Widerspricht der 
nichterziehungsberechtigte Elternteil einer Namensänderung, 
ist sein Aufenthaltsort unbekannt oder wurde der Vater eines 
außerhalb der Ehe geborenen Kindes nicht festgestellt, kann 
seine Zustimmung durch Entscheidung des Organs der Ju­
gendhilfe ersetzt werden, wenn die Namensänderung im In­
teresse des Kindes liegt. Diese Entscheidung müßte be­
schwerdefähig und gerichtlich nachprüfbar sein.

Zu präzisieren wäre die Stellung des Kindes als Träger des 
zu ändernden Namens. Das gilt nicht nur für d.ie verbale 
Fassung des § 65 Abs. 1 FGB, sondern vor allem für die Sub­
jektstellung auch des Kindes, das das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat.

*

Die vorstehenden Überlegungen für eine konventionskon­
forme Änderung des Familiengesetzbuches und weiterer 
Rechtsvorschriften machen die Kompliziertheit der Aufgabe

deutlich. Währscheinlich gibt es weitere Regelungsvarianten, 
die untersucht und diskutiert werden müssen. Da kein Zwei­
fel daran besteht, daß ein Beitritt zur Konvention die Ände­
rung des Familiengesetzbuches erfordert, wird die Diskussion 
mit dem Ziel zu führen sein, die unseren Bedingungen am 
besten entsprechenden Varianten herauszuarbeiten. Ebenso 
wird die Diskussion zu klären haben, ob einzelne Festlegun­
gen der Konvention nicht in das Recht der DDR übernom­
men werden können, weil sie die Mehrheit der Bürger nicht 
akzeptieren würde. Gegebenenfalls sind Vorschläge für Vor­
behalte bei der Ratifikation zu formulieren und zu diskutie­
ren.

Die erforderliche Meinungsbildung kann nicht nur zwi­
schen Juristen, Mitarbeitern der Jugendhilfe und Pädagogen 
erfolgen. An ihr müssen rechtzeitig die Bevölkerung sowie die 
politischen und gesellschaftlichen Kräfte beteiligt werden.

Zur Disposition stehen familienrechtliche Regelungen, die 
seit Jahrzehnten Gültigkeit haben, das Verhalten und die Ent­
scheidungen der Bürger im privaten Bereich bestimmen und 
in ihr Rechtsbewußtsein eingegangen sind. Die Regelungen 
über den Umgang und über den Familiennamen gelten seit 
1966; die Konzentration aller Rechte auf nur einen Eltern­
teil im Falle der außerehelichen Geburt und davon abgelei­
tet auch nach der Scheidung ist bereits seit 1950 geltendes 
Recht.

Aus der Tatsache, daß in den letzten Jahren durchschnitt­
lich jährlich 50 000 Kinder von der Scheidung ihrer Eltern 
betroffen und mehr als 75 000 Kinder außerhalb der Ehe ge­
boren wurden, läßt sich ermessen, welchen Umfang die Zahl 
der von einer Gesetzesänderung betroffenen Kinder, Erzie­
hungsberechtigten und Nichterziehungsberechtigten haben 
dürfte und wie tiefgreifend die Auswirkungen sein könnten. 
Auch das sollte Inhalt und Teilnehmerkreis der Diskussion 
bestimmen.
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In der Rechtsprechung auf dem Gebiet der Verkehrsdelikte 
geht es nicht selten um die Beurteilung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von Fahrzeughaltern. Während die StVO 
eine gleichrangige Verantwortlichkeit des Fahrzeughalters 
neben dem Fahrzeugführer hervorhebt, wird in der Praxis 
dennoch der kausale Zusammenhang zwischen den Pflicht­
verletzungen des Fahrzeughalters und den Unfallfolgen mit­
unter verneint.

Dieser Beitrag, dem analytische Untersuchungen voraus­
gingen, soll deshalb dazu weitere Orientierungen geben. Aus­
gangspunkt der Überlegungen ist, daß für eingetretene straf­
rechtlich relevante Folgen eines Verkehrsunfalls mehrere 
Pflichtverletzungen (z. B. des Halters und des Fahrzeugfüh­
rers) ursächlich sein können. Strafrechtliche Verantwortlich­
keit ist aber nur gegeben, wenn ein strafrechtlich bedeutsames 
Ereignis im Ergebnis pflichtwidrigen Verhaltens eingetreten 
ist. Ursächliche Bedeutung können im Strafrecht für Halter 
von Fahrzeugen nur Handlungen haben, die Rechtspflichten
i. S. der §§ 7, 8 und 9 StVO enthalten.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit für einen Unfall setzt 
voraus, daß die Pflichtverletzung ursächlich für das Ereignis 
war. Dieser objektiv reale Kausalzusammenhang liegt Vor, 
wenn
— der Unfall auf menschliches Verhalten (Tun oder Unter­

lassen) zurückzuführen ist,
— dieses Verhalten gegen bestehende Pflichten aus der 

StVO — ggf. in Verbindung mit anderen straßenverkehrs­
rechtlichen oder arbeitsrechtlichen Pflichten (einschließ­
lich Bedienungsanleitungen, Standards usw.) — verstößt,

— zwischen dem pflichtwidrigen Verhalten und den einge­
tretenen Folgen ein naturgesetzlicher und gesellschaftiich- 
rechtlicher Zusammenhang besteht, ! '

— das pflichtwidrige Verhalten und die dadurch hervorge­
brachten Folgen von einem Straftatbeständ erfaßt sind.

Kausalität zwischen Pflichtverletzungen und Unfallfolgen

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Fahrzeughalters 
und weiterer Personen neben dem Führer des unmittelbar 
unfallauslösenden Fahrzeugs ist beim Überlassen von Fahr­
zeugen an Fahrzeugführer, die infolge Alkoholgenusses fahr­
untüchtig oder die aus anderen physischen oder psychischen 
Gründen fahruntüchtig bzw. die fahrunkundig sind, oder beim 
Überlassen von nicht Verkehrs- und betriebssicheren Fahrzeu­
gen zu prüfen. Dabei kommt es auf die Kausalität zwischen 
pflichtverletzendem Verhalten dieser Personen und den tat­
sächlich herbeigeführten Folgen an. Das ist eine der objekti­
ven Voraussetzungen strafrechtlicher Verantwortlichkeit.

Zusammenwirken mehrerer Pflichtverletzungen

Gerade bei Verkehrsunfällen werden oft erst durch das Zu­
sammenwirken mehrerer Pflichtverletzungen schwerwiegende 
Folgen ausgelöst. Das Oberste Gericht wies in diesem Zusam­
menhang darauf hin, daß durch den erforderlichen Kausali­
tätsnachweis im Strafrecht zwar einerseits eine uferlose Aus­
weitung strafrechtlicher Verantwortlichkeit auf Pflichtver­
letzungen, die nicht in unmittelbarer Beziehung zum Unfall­
geschehen stehen, verhindert wird, andererseits aber keine


